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An unſere Fefer! 


Wir laden zur Pränumeration auf das dritte Quartal der 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung 1881“ freundlichſt ein. Der 
Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt der Beilage 
„Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. 50 kr., ohne 
dieſe Beilage 1 fl. 

Gleichzeitig erlauben wir uns diejenigen geehrten Abonnenten, 
welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückſtand 
ſind, um Einſendung des Betrages zu bitten. 


ei ene 


Zur Frage, ob die Fiſchotter ein jagdbares Raubthier ſei, ſowie zur 
Lehre von der Competenz in der Entſcheidung dieſer Frage. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Falls nach Uebergabe der Grundäquivalente an die ſervitutsberechtigten bäuer⸗ 
lichen Grundbeſitzer ſeitens der zuſtandigen Adminiſtrativorgane dennoch 
Anmaßungen der Servitut vorkommen, ſo iſt keine neuerliche Uebergabe dieſer 
Aequivalente im gerichtlichen Executionszuge, ſondern nur die Einleitung des 
Beſitzftörungsverſahrens im Sinne des kaiſ. Patentes vom 27. October 1849, 
R. G. Bl. Nr. 12, ſtatthaft. 

Zu $ 8 lit. b und 8 45 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35. 
Die Umſtande: a) daß die den Viehpaß ausſtellende Behörde nicht das vor⸗ 
geſchriebene Formular verwendete; b) daß beim Verkaufe des Thieres in dem 
mit demſelben dem Käufer übertragenen Paß die eingetretene Eigenthums⸗ 
veränderung nicht erſichtlich gemacht wurde, begründen nicht das im 8 45 
des Geſetzes vorgeſehene Vergehen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Zur Frage, ob die Ziſchotter ein jagdbares Raubthier ſei, 
ſowie zur Tehre von der Competenz in der Entſcheidung 
dieſer Frage. 


Die Fiſchotter, ein warmblütiges Thier, gehört in der Natur- 
geſchichte zur Familie der Marder, Gruppe der Ottern und zur Ordnung 
der Raubthiere. In deu Handbüchern über das Jagdweſen und die 
Jagdkunde, ſowie in den Geſetzen und Verordnungen, die Ausübung der 
Jagd betreffend, wird die Fiſchotter als ein Raubthier, aber als ein 
jagdbares Raubthier erklärt. Auch ein jagdbares Raubthier darf nach 
den beſtehenden Geſetzen quilibet ex populo tödten, jedoch bei An⸗ 
wendung von Schußwaffen, Fangſchlingen und anderen gefährlichen 
Nachſtellungen muß ein ſolcher die Geſetze und Vorſchriften über Waffen- 
tragen, über die zu treffenden Sicherheits- und Schutzmaßregeln ſich vor 


Augen halten. Erlegt er ein jagdbares Raubwild, ſo hat er es dem Jagd— 
berechtigten abzutreten. So beſtimmt der Erlaß der Landesregierung für 
Krain vom 18. Mai 1855, L G. Bl. Nr. 18, daß die Tödtung eines 
Raubthieres wohl den Auſpruch auf die geſetzliche Taglia, aber nicht 
den weiteren auf das erlegte Thier begründe, dieſes vielmehr im Eigen— 
thum Desjenigen verbleibe, in deſſen Jagdrevier es erlegt wurde. Das 
Landesgeſetz für die Bukowina vom 1. October 1870, L. G. Bl. Nr. 30, 
beſtimmt im § 4, daß über das Eigenthumsrecht eines eingebrachten 
Raubthieres die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen und Jagdvorſchriften 
entſcheiden. 

Fiſcher und Fiſchereiberechtigte haben jedoch von Alters her die 
obigen, auch die Fiſchotter betreffenden Beſtimmungen bezüglich dieſes 
Thieres beſtritten und haben gemeint, die Fiſchotter ſei ein Fiſch und 
komme ihnen zu. Die dafür angegebenen Gründe waren und ſind müßig, 
und ſei nur eine dieſer Behauptungen wegen ihrer Seltſamkeit erwähnt. 
„Die Fiſchotter gehöre zu den Fiſchen, weil ſie von Gutgläubigen an 
den von der Kirche gebotenen Abſtinenztagen gegeſſen werde!“ 

Nun haben aber die Fiſcher und Fiſchereiberechtigten vereinzelt 
ihren Behauptungen Nachdruck zu geben verſtanden. So iſt im tracta- 
tus de juribus incorporalibus (cod. aust. I. Bd., Seite 599) die 
Beſtimmung enthalten, daß der Biber- und Otternfang im Waſſer und 
nächſt daran an der Gſtötten “) dem zuſtehen ſolle, dem das Fiſcherei— 
waſſer gehöre. Glücklicherweiſe gilt dieſer tractatus zunächſt nur für 
Niederöſterreich. 

Ferner hat die beſtandene k. k. Berg-, Salinen- und Forſtdirection 
in Salzburg unterm 4. Auguſt 1856, Z. 4411, ein Circular an die 
ſalzburgiſchen Forſtämter — mit Ausnahme von Tamsweg — erlaſſen, 
worin den Fiſchereipächtern der Fang der Fiſchotter gegen eine angemeſſene 
Werthvergütung zugeſtanden wird, weil das landesfürſtliche Forſt⸗ und 
Jagdperſonale vermöge ſeiner wichtigeren Obliegenheiten nicht immer 
in der Lage ſei, ſich mit der Ausſpürung der Fiſchotter zu beſchäftigen. 

Nach dem Vorausgeſchickten werde nunmehr ein Fall mitgetheilt, 
worin die dritte Inſtanz zwar die Fiſchotterfrage, als gegenſtandslos, 
nicht entſchieden hat, aber über die Competenz zur Entſcheidung in 
der Frage in den Motiven Andeutungen gegeben werden. 

Der Gehilfe eines Fiſchereipächters erlegte in unmittelbarer Nähe 
des Fiſchwaſſers eine Fiſchotter. Der Jagdpächter der betreffenden Ge⸗ 
meinde reclamirte dieſelbe als ſein Eigenthum, und es wurde ihm in 
Folge deſſen factiſch die Otter ausgeſolgt. Darnach wendete fich der 
Fiſchereiberechtigte an die Bezirksbehörde und bat um eine Entſcheidung 
für künftige Fälle darüber, ob eine vom Fiſchereiberechtigten geſchoſſene 
Fiſchotter dieſem oder dem Jagdinhaber zukomme. Die erſte Inſtanz 
ſprach aus, daß der Fiſchereiberechtigte zwar eine Fiſchotter erlegen 
dürſe, ſelbige aber dem Jagdberechtigten auszuliefern verpflichtet ſei. 
Die Landesſtelle beſtätigte den erſten Spruch. Hierauf brachte der 
Fiſchereipächter den Miniſterialrecurs ein. 


* Ufer. 
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Das Ackerbauminiſterium fand mit Erlaß vom 30. November liegenden Falle weder um die Execution eines Regulirungs-Erkenntniſſes 
1880, 3. 9907, die angefochtenen Entſcheidungen zu beheben, weil betreff eines mit dem Servitutsrechte belaſteten landtäflichen Grund— 


zur Entſcheidung der Frage, wem das Eigenthum an der vom Fiſcherei⸗ 
gehilfen erlegten und dem Jagdberechtigten bereits ausgefolgten Fiſch⸗ 
otter zuſtehe, nicht die politiſchen Behörden, ſondern die Gerichte com⸗ 
petent ſeien, 
auch die Wirkung der freiwilligen Uebergabe der Otter ſeitens des 
Fiſchereiberechtigten, beziehungsweiſe ſeines Gehilfen, an den Jagdpächter 
alſo ein civilrechtliches Moment gewürdiget werden müßte. 
Exterde. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Falls nach Uebergabe der Grundaquivalente an die ſervituts— 

berechtigten bäuerlichen Grundbeſitzer ſeitens der zuftändigen Ad⸗ 

miniſtrativorgane dennoch Anmaßungen der Servitut vorkommen, 

fo iſt keine neuerliche Uebergabe diefer Aequivalente im gericht: 

lichen Executionszuge, ſondern nur die Einleitung des Beſtitz⸗ 

ſtörungsverfahrens im Sinne des kaiſ. Patentes vom 27. Octo⸗ 
ber 1849, N. G. Bl. Nr. 12, ſtatthaft. 

Ueber Einſchreiten des Eigenthümers des landtäflichen Gutes K. 
um executive Durchführung der rechtskräftigen Entſcheidungen der Ser⸗ 
vitutencommiſſion aus dem J. 1870 und auf Grund des § 38 des 
kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, bewilligte 
das k. k. Landesgericht zu K. die zwangsweiſe Einführung desſelben in 
den Beſitz der von den Servituten entlaſteten Wald- und Grundparcellen, 
ferner die Entſetzung von 159 Grundbeſitzern der Gemeinde M. aus 
dem Beſitze derſelben Die bewilligte Amtshandlung wurde ſohin durch— 
geführt, das Protokoll über den ſoartigen Vollzug der Execution zur 
Gerichtskenntniß genommen und dem Eigenthümer des Gutes K. der 
Betrag von 215 fl. als Executionskoſten zuerkannt. 

Ueber Recurs der gedachten Grundbeſitzer hat das k. k. Ober— 
landesgericht zu K. die erſtrichterliche Verordnung beſtätigt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshoſ hat jedoch die angefochtene gericht— 
liche Amtshandlung nicht gebilligt und die Tragung der Executionskoſten 
beiden Theilen zur Halbſcheid auferlegt, — denn die einſtens den 
Eigenthümern der Ruſtikalwirthſchaften in der Gemeinde M. zuſtehenden 
Holz⸗ und Streubezugsrechte wurden im Grunde rechtskräftiger Ent- 
ſcheidungen der mit der Ablöſung und Regulirung der Grundlaſten 
betrauten Behörden durch Verleihung von Aequivalenten in Grund— 


ſtücken eingelöſt, wie auch die diesbezügliche Abtrennung, Abgrenzung 


und zwar im vorliegenden Falle um ſo mehr, als dabei 


ſtückes, noch um die Weigerung der Abtretung eines derartigen Grundes 
handelte, in welchen Fällen allein das k. k. Landesgericht als Realinſtanz 
das Amt zu handeln verpflichtet iſt (SS 115, 116 und 122 der Ver⸗ 
ordnung der h. Miniſterien des Innern und der Juſtiz vom 31. Oe⸗ 
tober 1857, R. G. Bl. Nr. 218). Es war ſohin auch nicht Sache des 
k. k. Landesgerichtes, ſich in die bereits durch die zuſtändigen Grund— 
laſten⸗-Ablöſungs und Regulirungs-Behörden in's Werk geſetzte Abtrennung 
und Grenzbeſtimmung zwiſchen den von der Servitut befreiten landtäf— 
lichen und den nunmehr den ehemaligen Unterthanen als Aequivalent 
übergebenen Gründen einzulafjen, dieſelbe neuerlich vorzunehmen, zu 
wiederholen und zu ergänzen, weil im Falle der Einbringung von Be- 
ſchwerden ähnlicher Art blos das zuſtändige k. k. Bezirksgericht zur 


Conſtatirung berufen iſt, ob der bereits vordem feſtgeſetzte Beſitzſtand 
geſtört worden ſei oder nicht. 

Da jedoch die obberührte Entſcheidung, auf Grund deren das 
k. k. Landesgericht die neuerliche executive Abgrenzung verfügte, bereits 
in Rechtskraft erwuchs, da ſerner in dem Reviſionsrecurſe zur Sache 
ſelbſt, d. i. wegen der neuerlichen Abgrenzung und Grenzbeſchreibung 
keine Beſchwerde erhoben wurde, jo mußten die gleichlautenden Ent⸗ 
ſcheidungen der beiden unteren Inſtanzen bezüglich der Annahme des 
hierüber aufgenommenen Protokolles zur Gerichtskenntniß unberührt be- 
laſſen werden. 

Belangend jedoch die Gerichtskoſten, welche die Grundbeſitzer in 
der Gemeinde M. im Belaufe per 215 fl. ö. W. zu bezahlen ſchuldig 
erkannt wurden, ſo mußte diesfalls die Tragung derſelben beiden Theilen 
zur gleichen Halbſcheid auferlegt werden: weil die Ausſcheidung der 
Servituts⸗Aequivalente im Executionswege im beiderſeitigen Intereſſe 
erfolgte und die Grundbeſitzer in der Gemeinde M. dadurch, daß ſie 
ungeachtet der rechtskräftigen Erkenntniſſe der die Uebergabe der Aequi— 
valente zuſprechenden competenten Adminiſtrativbehörden die Servitut 
auszuüben fortfuhren, die Executionskoſten veranlaßten, daher im Sinne 
des § 25 des Geſetzes vom 16. Mai 1879, R. G. Bl. Nr. 69, jeder 
Theil die Hälfte der Koſten zu tragen ſchuldig erſcheint. 

(Oberſtgerichtl. Entſcheidung vom 24. Februar 1880, 8. 1615.) 
N. 


Zu $ 8 lit. b und $ 5 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
R. G. Bl. Nr. 35. Die Umſtände: a) daß die den Viehpaß aus: 


ſtellende Behörde nicht das vorgeſchriebene Formular verwendete; 
b) daß beim Verkaufe des Thieres in dem mit demſelben dem 


und Uebergabe der Grundäquivalente rechtskräftig durchgeführt, und die Käufer übertragenen Paß die eingetretene Eigenthumsverände⸗ 
Loſchung der Aequivalente in der Landtafel vollzogen. Der Eigenthümer rung nicht . gemacht wurde, begründen nicht das im 


des Gutes K. hat nun unter Anführung des Umſtandes, daß die ehe⸗ 


maligen Servitutsberechtigten nichtsdeſtoweniger die Servitut in den 
hievon befreiten Wald- und Grundparcellen des Gutes K. ausüben, 
das Begehren geſtellt, im Wege der Execution der Entſcheidungen der 
k. k. Statthalterei als Grundlaſten-Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landes⸗ 
commiſſion zu bewilligen, daß er in den von jeder Servitut freien Be— 
ſitz der ehemals dienſtbaren Wald- und Grundparkcellen eingeführt und 
der Vollzug dieſes Executionsactes dem k. k. Bezirksgerichte zu K. über⸗ 
tragen werde. 

Dieſes Executionseinſchreiten war jedoch ungegründet und lag 
vielmehr dem k. k. Landesgerichte ob, dasſelbe ab- und den Einſchreiter 
an das k. k. Bezirksgericht zu K. als das zur Entſcheidung von Beſitz— 
ſtörungen competente Gericht zu weiſen. 

Denn ſobald der Eigenthümer des Gutes K. ſich beſchwerte, daß 
die bäuerlichen Grundbeſitzer aus der Gemeinde M. zuwider den rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidungen der Grundlaſten-Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗ 
Landescommiſſion auf den von aller Servitut entlaſteten und ihm als 
ſolche bereits übergebenen Grundſtücken die bereits aufgehobenen Dienſt⸗ 


15 des Geſetzes vorgeſehene Vergehen. 


Die k. k. Staatsanwaltſchaft in Eger erhob gegen Lippmann L. 
die Anklage wegen Vergehens nach § 45 des Geſetzes vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, betreffend die Abwehr und Tilgung an- 
ſteckender Thierkrankheiten, begangen dadurch, daß derſelbe am 22. Juli 
1880 ohne Viehpaß einen Ochſen auf den Viehmarkt in Th. gebracht 
| und hiedurch der Anordnung des § 8 lit. b obigen Geſetzes zuwider 
gehandelt habe. Der Angeklagte hatte nämlich den fraglichen Ochſen 
am 19. Juli 1880 am Viehmarkte zu Ch. von Anton M., der mit 
einem auf ſeinen Namen lautenden von ſeinem Ortsvorſtande in K. 
am 19. Juli 1880, wenn auch nicht nach dem vorgeſchriebenen For- 
mulare, ausgeſtellten Viehpaſſe verſehen war, gekauft, dieſen Viehpaß 
von Anton M. übernommen und trieb, mit dieſem Viehpaß verſehen, 
denſelben Ochſen am 22. Juli 1880 auf den Viehmarkt nach Th. 
Das k. k. Kreisgericht in Eger ſprach mit dem Urtheile vom 13. No⸗ 
vember 1880, 3. 8738, den Lippmann L. von der Anklage frei. 
| Gegen dieſes Urtheil erhob die k. k. Staatsanwaltſchaft die 
Nichtigkeitsbeſchwerde, geſtützt auf den Nichtigfeitsgrund des § 281, 


barkeiten weiter ausüben, ſomit ihn in dem Beſitze derſelben ſtören, Z. 9 lit. a St. P. O, weil mit dem fraglichen Viehpaſſe ſich wohl 
ſo waren zufolge § 38 des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Anton M. auf dem Markte in Ch., nicht aber der Angeklagte, auf 
Nr. 130, die Gerichtsbehörden zwar zur amtlichen Ingerenz, jedoch deſſen Name der Viehpaß nicht lautete, zum Auftriebe auf den Markt 
nur in der Richtung berufen, dieſe Beſchwerde als Klage wegen Stö- in Th. legitimiren konnte, derſelbe vielmehr verpflichtet geweſen ſei, 
rung des durch die zuſtändigen politiſchen Behörden bereits feſtgeſtellten ſich zu dieſem Ende einen neuen Viehpaß von ſeinem Ortsvorſtande zu 
Beſitzſtandes anzunehmen und hierüber das Verfahren nach Weiſung verſchaffen. 
des kaiſ. Patentes vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12, ein⸗ Bei der am 19. März 1881 über dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde 
zuleiten. vor dem k. k. oberſten Gerichts⸗ als Caſſationshofe unter dem Vorſttze 
Das k. k. Landesgericht war aber keineswegs competent zu der des k. k. Hofrathes Decaſtello abgehaltenen öffentlichen Verhandlung 
ſeinerſeits wirklich eingeleiteten Amtshandlung, weil es ſich im vor- erklärte der in Vertretung der k. k. Generalprocuratur fungirende 


Generaladvocat Dr. Sacher, er ſei nicht in der Lage, dieſe Nichtigkeits— 
beſchwerde zu vertreten, und dies aus nachſtehenden Erwägungen: 

Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, und der dazu erlaſſenen Durchführungsvorſchrift vom 12. April 
1880, R. G. Bl. Nr. 36, bezwecken gemäß den Ausführungen des 
Regierungsvertreters in den Verhandlungen des Reichsrathes und gemäß 
§ 1 dieſes Geſetzes den Schutz des inländiſchen Viehſtandes gegen 
Viehſeuchen überhaupt und die Abwehr und Tilgung der ſpeciell bezeich- 
neten Thierkrankheiten insbeſondere, und werden zur Erreichung dieſes 
Zweckes im zweiten Abſchnitte Maßregeln zur Abwehr der Einſchleppung 
anſteckender Thierkrankheiten in das Geltungsgebiet des Geſetzes, und 
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Daß die oben auseinandergeſetzte Darſtellung der weſentlichen 
Erforderniſſe eines Viehpaſſes dem Geiſte des Geſetzes entſpreche, geht 
auch aus dem Formulare I der für den inneren Verkehr beſtimmten 
Viehpäſſe ſelbſt hervor, in deſſen Anmerkung hervorgehoben wird, daß 
etwaige Abgänge von Vieh, ſowie Paßverlängerungen und Beſtätigungen 
| des Geſundheitszuſtandes der Viehtriebe auf der Rückſeite des Viehpaſſes 
zu bemerken ſeien; weil eben nur dieſe Umſtände zu conſtatiren ſich als 
unumgänglich nothwendig darſtellt, wenn der durch das Geſetz angeſtrebte 
Zweck erreicht werden ſoll, während der Name und Wohnort des Vieh- 
beſitzers oder Viehführers und im Allgemeinen ſelbſt der Beſtimmungs⸗ 
ort des Viehes in keinem unmittelbaren Cauſalnexus mit der Erreichung 


im dritten Abſchnitte Maßregeln zur Verhinderung der Weiterverbrei- des Zweckes der Viehpäſſe, welche als Legitimation des in Verkehr 
tung und zur Tilgung anſteckender Thierkrankheiten in dieſem Gebiete geſetzten Viehſtückes, während der Giltigkeitsdauer des Paſſes, und nicht 
feſtgeſetzt. Eine dieſer Maßregeln iſt auch der Ausweis von Viehpäſſen als Legitimation von Perſonen dienen, ſtehen. g g 

bei der Einfuhr und beim inländiſchen Verkehr mit gewiſſen Thier Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich, daß im Sinne dieſes Geſetzes 
gattungen. In dieſer Beziehung beſtimmt § 4 dieſes Geſetzes, daß die Verwendung von anderen als den im Formulare J vorgeſchriebenen 
Hausthiere, die ſolchen Krankheiten unterliegen, zur Einfuhr nur gegen Exemplaren bei Ausſtellung von Viehpäſſen oder unterlaufene Mängel 
Vorweiſung von Viehpäſſen, in welchen der unverdächtige Zuſtand des bei Ausfertigung derſelben ebenſo wenig als Vergehen nach dem Geſetze 


Viehes beim Abgang von dem ſtändigen Aufenthaltsorte beſtätigt iſt, 
zugelaſſen werden, und erklärt die Durchführungsvorſchrift zu § 4, 
daß die Viehpäſſe ämtlich ausgefertigt, die Stückzahl der Thiere, die 
nähere Bezeichnung und etwaigen Merkmale derſelben, endlich die 
Beſtätigung enthalten müſſen, daß die Thiere beim Abgang geſund 
waren, und daß ſolche aus einem Standorte kommen, in welchem und 
in deſſen Umgebung zur Zeit des Abganges der Thiere eine auf dieſe 
Thiergattung übertragbare Krankheit nicht herrſche. 

Dies ſind ſonach die weſentlichen zur Erreichung des angeſtrebten 
Zweckes nothwendigen Erforderniſſe eines jeden Viehpaſſes, deſſen Giltig⸗ 
keitsdauer gemäß alinea 11 der Durchführungsvorſchriſt zu $ 5 und 
alinea 9 der Durchführungsvorſchrift zu § 8 des Geſetzes auf zehn 
Tage, vom Tage der Ausſtellung des Paſſes gerechnet, beſtimmt iſt, 
woraus ſich ergibt, daß nach Ablauf dieſer Giltigkeitsdauer erſt die 
Verlängerung derſelben oder die Ausſtellung eines neuen Paſſes für 
dieſes Viehſtück unbedingt nothwendig ſei, wenn ſolches weiter in Ver— 
kehr geſetzt werden ſoll. 

Der § 8 dieſes Geſetzes verordnet, daß auch beim inländiſchen 
Verkehre in gewiſſen sub a bis d aufgezählten Fällen Viehpäſſe bei⸗ 
gebracht werden müſſen, wozu insbeſondere sub b das Bringen von 
Rindvieh auf Viehmärkte und Auctionen oder der aus Anlaß des 
Wechſels des Standortes in einen anderen über 10 Kilometer ent— 
fernten Ort erfolgte Abtrieb gezählt wird; dieſe Viehpäſſe müſſen 
ſonach, wenn der Zweck des Geſetzes erreicht werden ſoll, mit den— 
ſelben weſentlichen Erforderniſſen, die bei der Einfuhr vorgeſchrieben 
ſind, verſehen ſein, und regelt die Durchführungsvorſchrift zu § 8 in 
ſechzehn Abſätzen die Befugniß zur Ausſtellung ſolcher Viehpäſſe, ſowie 
die Verpflichtung zur Beibringung eines neuen Paſſes oder zur Erficht- 
lichmachung von Veränderungen der Zahl der durch den beſtehenden 
Viehpaß gedeckten Viehſtücke in gewiſſen Fällen. 

Wenn nun auch alinea 5 dieſer Durchführungsvorſchriſt verordnet, 
daß die Organe, welche Viehpäſſe auszufertigen berechtigt ſind, die hiezu 


nöthigen Druckſorten von der politiſchen Landesbehörde zu beziehen 


haben, und die letztere ſolche nach dem Formulare J in Druck zu legen 
verpflichtet iſt, ſo kann hiedurch doch keine imperative Beſtimmung, 
wodurch eine Abänderung der zu § 4 des Geſetzes erlaſſenen Durch— 
führungsverordnung über die weſentlichen Erforderniſſe der Viehpäſſe 
bezweckt wird, gefunden werden, vielmehr ſtellt ſich die Beſtimmung 
des alinea 5 zu § 8 lediglich als eine adminiftrative Verfügung zur 
Erleichterung für die mit der Ausfertigung der Viehpäſſe betrauten 
Organe (Gemeindevorſteher) dar. 

Eben deshalb unterliegt es keinem Zweifel, daß die Außeracht⸗ 
laſſung dieſer Beſtimmungen von Seite der zur Ausſtellung der Vieh⸗ 
päſſe berechtigten Organe wohl eine disciplinare Ahndung derſelben 
durch die vorgeſetzten Behörden, oder im Falle des Amtsmißbrauches 


vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, geahndet werden können, 
als die durch den Verkehr, der im Sinne des Geſetzes nicht weiter als 
zur Erreichung des Zweckes unbedingt geboten, gehindert werden ſoll, 
bedingte Verwendung eines in geſetzlicher Weiſe ausgeſtellten Viehpaſſes, 
während der zehntägigen Giltigkeitsdauer desſelben, ſelbſt durch eine 
von der im Viehpaſſe benannten verſchiedene Perſon oder an einem 
vom Beſtimmungsorte verſchiedenen Orte; wenn nur in dem durch den 
Viehpaß ſelbſt gedeckten Viehſtücke rückſichtlich ſeines Geſundheitszuſtandes 
eine Veränderung, die nach der Abſicht des Geſetzes eine neuerliche 
Beſchan und Beſtätigung des unverdächtigen Zuſtandes erfordern würde, 
nicht eintrat, und vorausgeſetzt, daß jede abſichtliche Täuſchung auf 
Seite des Paßinhabers, welche auf Vereitlung des durch das Geſetz 
zu erreichenden Zweckes gerichtet wäre, ausgeſchloſſen erſcheint. 

Der k. k. oberſte Gerichts- als Caſſationshof verwarf in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dieſen Ausführungen mit Entſcheidung vom 19. März 
| 1881, Z. 126, die Nichtigkeitsbeſchwerde, verordnete jedoch unter Einem 
I k. k. Kreisgerichte, die Acten der zuſtändigen politiſchen Behörde 

zur allenfälligen Amtshandlung gegen das Gemeindeorgan, welches den 
= der Vorſchrift nicht entſprechend ausfertigte, abzutreten. — 


Gründe: 

Die Staatsanwaltſchaft macht in ihrer Beſchwerde den Nichtig- 
keitsgrund des §S 281, 3. 9 lit. a St. P. O. geltend, indem fi 
behauptet, daß durch den Ausſpruch des Gerichtshofes über die Frage, 
ob die dem Angeklagten zur Laſt fallende That das Anklagevergehen 
begründet, das Geſetz verletzt worden iſt. Allein dieſer Behauptung kann 
nicht beigepflichtet werden. Denn nach den Feſtſtellungen des Gerichts⸗ 
hofes erſter Inſtanz hat der Angeklagte denjenigen Ochſen, welchen er 
am 19. Juli 1880 auf dem Viehmarkte in Ch. von Anton M. ge⸗ 
kauft und für welchen letzterer den vom Gemeindeamte in K. am 19. Juli 
1880 ausgeſtellten Viehpaß beigebracht hat, am 22. Juli 1880 mit 
dieſem Viehpaſſe auf dem Viehmarkte in Th. aufgetrieben. Der Ange⸗ 
klagte hat ſohin für das Stück Rindvieh, welches er auf den Vieh⸗ 
markt gebracht, einen Viehpaß allerdings beigebracht. Der beigebrachte 
Viehpaß erſcheint aber auch giltig, nachdem er von dem Gemeindevor⸗ 
ſtande in K., alſo von dem Gemeindevorſtande des Ortes, woher das 
Vieh gekommen, ausgeſtellt und ſeine zehntägige Giltigkeitsdauer zur 
Zeit, zu welcher von dem Angeklagten davon Gebrauch gemacht worden 
iſt, noch nicht abgelaufen war (Durchführungsverordnung vom 12. April 
1880, zu 8 8 alin. 5 u. 9). Daß der Viehpaß nicht in Gemäßheit 
des mit dieſer Verordnung erlaſſenen Formulares ausgeſtellt worden iſt, 
begründet wohl eine Verantwortlichkeit des mit der Ausſtellung be- 
trauten Organes vor der vorgeſetzten pokitiſchen Behörde, hat jedoch die 
Ungiltigkeit des Viehpaſſes keinerdings zu Folge. Ebenſo wenig aber 
ee der Viehpaß vorliegend darum ungiltig, weil er die in dem 


Eigenthume des Viehſtückes während der Giltigkeitsdauer des Paſſes 


eine Ahndung nach dem X. Hauptſtücke des Strafgeſetzes zur Folge haben eingetretene Veränderung nicht ausweiſt. Denn abgeſehen davon, daß 
kann, daß aber eine derartige Außerachtlaſſung niemals ein Vergehen im die Viehpäſſe ſchon der Natur der Sache nach zunächſt und weſentlich 
Sinne des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, die Conſtatirung gewiſſer, für die Geſundheitsverhältniſſe der Thierſtücke 
bilden könne, und dies um fo weniger, als gemäß 8 44 alınca 2 relevanter Umſtände zum Zwecke haben, dazu aber die Perſon des 
dieſes Geſetzes ſelbſt das Bezeugen einer Unwahrheit bei Ausſtellung Eigenthümers an ſich nicht gehört, erhält einerſeits die Durchführungs⸗ 
von Viehpäſſen oder Urſprungsbeſcheinigungen nur als eine nach § 48 verordnung zu § 4 bezüglich der Viehpäſſe, welche zum Behufe der 
des Geſetzes von den politiſchen Behörden zu beſtrafende Uebertretung Einfuhr von Vieh in das Geltungsgebiet des Geſetzes vom 29. Februar 
erklärt wird. 1880, R. G. Bl. Nr. 35, nothwendig ſind, das Erforderniß der Be- 
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zeichnung der Perſonen, welchen das Vieh gehört, oder welche es führen, Seine Majeſtät haben dem Grafen Stanislaus Mieroszowski von 


überhaupt nicht, und lautet anderſeits die auf dem erlaſſenen Formulare der Teen walt 5 Titel und Charakter eines Regierungsrathes mit Nachſicht 
beigedruckte Anmerkung dahin: „daß etwaige Abgänge von Vieh, ſowie Seine Majeſtät haben dem ordentlichen Univerſitätsprofeſſor und Mit⸗ 
Paßverlängerungen und Beſtätigungen des Geſundheitszuſtandes der gliede des Landes⸗Sanitätsrathes in Prag Dr. Ferdinand Ritter Weber von 
Viehtriebe auſ der Rückſeite des Paſſes zu bemerken ſind“, woraus Ebenhof den Titel eines Regierungsrathes mit Nachficht der Taxen verliehen. 
wohl hervorgeht, daß Veränderungen in dem übrigen vorgedruckten bisher 2 san-Sesatian 505 ar a = a ne Ya e der 
1 e E 5 in San⸗Sebaſtian beſtandenen Conſularagentie und die Errichtung einer 
Inhalte des Viehpaſſes einer Ausweisung auf dem Paſſe nicht unbedingt jochen in Irun, ſowie die von dem leitenden k. und k. Viccconſulate i Bib 
bedürfen, gleichwohl aber der Paß während der normirten zehntägigen verfügte Beſtallung des Lesmes Sainz de Vienna zum k. und k. Confular- 
Dauer ſeine Giltigkeit behält. Sonach iſt nicht abzuſehen, inwiefern agenten = n genehmigt. ee EEE 
5 f 8 lit. er Finauzminiſter hat den Zollamtsverwalter uard Theſſar zum 
75 en immun eg sub N 1 10 ae Tr Zoll⸗Oberamtsverwalter bei dem k. k. Hauptzollamte in Bodenbach⸗Tetſchen nn die 
. de ruar 8, R. G, Bl. Nr. 89, Zul ergehandelt und a w Zoll-⸗Oberamtsofficiale Bernhard Köpfert und Augustin Carmine zu Zoll⸗ 
das im § 45 dieſes Geſetzes bezeichnete Vergehen begangen hat. Die Sberamtscontroloren bei dem k. k. Hauptzollamte in Prag ernannt. 
Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaſt ſtellt ſich daher als unbe⸗ Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Obercontrolor Armand von Kueiejewski 


0 ä 288 1. St. P. O. worfen zum Bol -Sheranrtöverwalter beim k. k. Hauptzollamte in Graz ernannt. 
gründet dar und mußte gemäß 8 „Abf St. P F Der Handelsminiſter hat den Titular⸗Obercontrolor Alois Olzberger in 


werden. 2 Salzburg zum Oberamtsverwalter für die dortige Telegraphen-Hauptſtation 
| ernannt. 


Geſetze und Berordnungen. EN en 


1880. IV. ö Lottoamts- und Caſſeccontrolorsſtellen in Graz und Linz in der neunten 
Quartal Rangsclaſſe und der Verpflichtung zum Erlage einer Caution im Gehaltsbetrage, 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. eventuell eine Controlors⸗, Archivars⸗, Caſſiers⸗ oder Oberamtsofficialsſtelle bei 
den k. k. Lottoämtern in der neunten Rangsclaſſe mit der Verpflichtung zum 


XV. Stück. Ausgeg. am 25. November. Cautionserlage, bis 16. Juli 1881 im vorgeſchriebenen Dienſtwege bei der k. k 
22. Geſetz vom 19. October 1880, betreffend die Einbeziehung der auf Lottogefälls⸗Direction in Wien. (Amtsbl. Nr. 147.) 
dem Ezerepkoutzer Territorium über Bahna führenden Straßenſtrecke zur Univerſitätskanzliſtenſtelle an der k. k. Univerſität zu Innsbruck in der 


iboka⸗Opriſ Concurrenzſtr d Erricht iner Mauth eilften Rangsclaſſe, bis 24. Juli 1881 beim akademiſchen Senate der k. k. Univer- 
beſtehenden Hliboka-Opriſchenyer Concurrenzſt raße un rrichtung ein uth ſitat zu Junsbruck (Amtsbl. Nr. 146) niver⸗ 


auf dieſem Theile der Concurrenzſtraße. oſtmeiſtersſtelle in Erlach, Bezirkshauptman 
23. Geſetz vom 22. October 1880, betreffend die Erhöhung der Mauth- dee 0 ten pr. er Mi ln en dhnis- 
tarife auf der Kuczurmik⸗Moſſoröwkaer Concurrenzſtraße (Poſtzahl 1 des Ausweiſes paufchale 100 fl., bis 17. Juli 1881 bei der k. k. Poſtdirection für Oeſterreich 
zum Landesgeſetze vom 2. März 1872, L. G. Bl. V. 5). | unter der Enns in Wien. (Amtsbl. Nr. 150.) 
XVI. Stiick Nusgeg am 27. Nopember Bezirksarztesſtellen, landesfürſtlich, zwei neu ſyſtemiſirte, mit dem Amtsſitze 
3 geg. 5 in Jägerndorf und in u in Schleſien in der zehnten Rangselaſſe, bis 
24. Geſetz vom 25. October 1880, betreffend die Regelung der Perſonal- 6. — 1881 beim k. k. ſchleſiſchen Landespräſtdinm. Amtsbl. Nr. 151.) 
und Dienſtverhältniſſe der, der bewaffneten Macht angehörigen Volksſchullehrer 


mit Bezug auf deren Verpflichtung zur activen Militär⸗Dienſtleiſtung. Im unterzeichneten Verlage ist soeben die dritte vielfach ver- 
XVII. Stück. Ausgeg. am 22. December. mehrte und verbesserte Auflage von dem 
25. Geſetz vom 10. December 1880, betreffend die Verlängerung der vollständigen 


Bewilligung zur Einhebung der Auflage n * ie auf den Ver⸗ Sach- und Nachschlage- Register 


brauch von Bier, Branntwein und von verſüßten geiſtigen Getränken. 

26. Kundmachung der Butowinger k. k. Landesregierung, ddo. 13. Decem⸗ zum österreichischen Reie ‚hsgesetzblatte 
ber 1880, Z. 11.623, betreffend die Verlängerung des dem Franz Morbitzer von dessen Beginn 1849 bis zum Schluss des Jahres 1880 (32 Jahr- 
auf die Erfindung eines Verfahrens zur Darſtellung von Cement aus den in der günge) nach Materien chronologisch geordnet mit einem zehntausend 
Bukowina vorkommenden thonhältigen Kalkſteinen ertheilten ausſchließenden Schlagworte umfassenden alphabetischen Index über sämmtliche Bände 


Privilegiums. bearbeitet und berausgegeben von 
XVIII. Stück. Ausgeg. am 27. December. Pranz Starr 
7 


27. Kundmachung vom 17. December 1880, betreffend die Bewilligung k. k. Sectionsrath im Justizministerium, 
zur Aufſtellung der Mauth auf der Sereth-Unter-Synoutzer Concurrenzſtraße. —.— Umfang 38 Druckbogen gr. S. Preis geheftat 4 fl. In 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol an ddimittband 4 fl. 60 kr. 
und das Land Vorarlberg. Vorräthig in allen Buchhandlungen. 
V. Stück. Ausgeg. am 23. November. Verlag der Manz schen k. k. Hoiverlags- und Univ.- Buchhandlung 
41. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 7. Juli 1880 (3. 11.269 - in Wien, I., Kohlmarkt, Nr. 7. 
Polizei), betreffend einige Erläuterungen hinſichtlich des Trausportes explodirbarer 
Artikel auf Eiſenbahnen. 
42. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 25. September 1880 
(3. 16.030 — Militär), betreffend die Reviſion der Militär⸗Befreiungs⸗ und Ent- 


laſſungstiel Vollstandige Sammlung 


Ein neues für jeden Steuerträger wichtiges Werk ist die soeben 
im Verlage der Man a'schen k. k. Hofverlags- und Universitäts-Buch- 
handlung in Wien erschienene: 


43. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 5. October 1880 (3. 16.256 — aller auf directe Steuern B zug häbenden 


Militär), betreffend die Einreihung der tiroliſch-vorarlbergiſchen Gemeinden in Gesetze, Verordnungen und Judieate. 
die Zinsclaſſen des Tarifs für Militärunterkünfte und Nebenerforderniſſe. Herausgegeben von 
Fortſetzung folgt.) Dr. Victor Röll. 

Diese Steuergesetzsammlung wird 6—7 Hefte im Umfange von je 
10 Druckbogen umfassen. Preis pro Heft 80 kr. Die drei ersten 
Hefte, die Grundsteuer, Gebäudesteuer und einen Theil der Erwerb- 
steuer umfassend, sind ausgegeben und überall vorräthig. Gef. Be- 
stellungen nimmt die Unterzeichnete und jede Buchhandlung der österr.- 

ungar. Monarchie entgegen. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsräthen des Miniſteriums des kaiſ. Hauſes 
und des Aeußern Karl Becker von Benken rg das Comthurkreuz des Franz⸗ 
Nate Ordens und Otto Löwenberg den Orden der eiſernen Krone dritter 

Claſſe mit Nachſicht der Taxen verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath und Vorſtand der Steueradmini- 
ſtration für den zweiten Bezirk in Wien Wilhelm Janka zum Oberfinanzrathe 
für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in Brünn ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdirector und Vorſtande des Rechnungs⸗ 
departements der ſteiermärkiſchen Statthalterei Franz Zeidler taxfrei den Titel 
und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Ferdinand Lipp in Zu Hi ie 
Groß-⸗Meſeritſch anläßlich feiner Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand das gol- 
dene PFFCCCTCCCCCC ABUR RR NUR MD TRIERER IE: mit der Krone verliehen. niſſe e 


Manz’sche Kk. k. llofverlags- und Univ.- Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt Nr. 7. 


zu als Beilage: Bogen 11 der Erkennt⸗ 
Verwaltungsgerichtshofes. 
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